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Kernthese: Nicht einzelne Personen sind das Problem, sondern ein politischer Macht-

und Kommunikationsstil, der Kritik moralisch abwehrt, Verantwortung medial inszeniert

und Realitätssignale nicht mehr als Korrektur, sondern als Angriff versteht.

These und Warnung

In Deutschland und Europa hat sich in den vergangenen Jahren ein politischer Stil

ausgebreitet, der sich selbst als empathisch, sensibel, fortschrittlich und moralisch

überlegen beschreibt. Tatsächlich aber beschädigt dieser Stil zentrale Korrekturschleifen

des Staates: Sachkritik wird moralisch abgewehrt, Verantwortung wird medial inszeniert, und

Realitätssignale werden nicht mehr als Korrektur verstanden, sondern als Angriff.



Der rosa Elefant im Raum ist daher nicht eine einzelne Person, nicht ein einzelnes

Ministerium und nicht eine einzelne Partei. Der rosa Elefant ist die Herrschaft eines Macht-

und Kommunikationsstils.

Dieser Stil wirkt nach außen weich, fürsorglich, beziehungsorientiert und moralisch sensibel.

In seiner Wirkung ist er jedoch hart. Er markiert Gegner sozial, delegitimiert Widerspruch,

verschiebt Sachfragen in Gesinnungsfragen und ersetzt nüchterne Ergebnisverantwortung

durch öffentliche Selbstvergewisserung.

Die politische Kernfrage lautet deshalb: Was geschieht mit einem Staat, wenn Abwägung

durch Moralisierung, Strategie durch Haltung und Sachkritik durch soziale Sanktionierung

ersetzt wird?

1. Moralisierung statt Abwägung

Politik muss Interessen abwägen. Sie muss Folgen prüfen, Risiken kalkulieren,

Rückkopplungen ernst nehmen und auch unangenehme Wahrheiten verarbeiten. Genau

hier entsteht das Problem.

Der neue Machtstil fragt nicht zuerst: Stimmt das Argument? Er fragt zuerst: Aus welchem

Lager kommt der Kritiker?

Damit verschiebt sich der politische Maßstab. Nicht mehr Wahrheit, Wirkung und

Zuständigkeit stehen im Mittelpunkt, sondern Haltung, Zugehörigkeit und moralische

Anschlussfähigkeit. Wer widerspricht, wird nicht zwingend widerlegt, sondern eingeordnet.

Wer warnt, gilt schnell als störend. Wer auf Kosten, Risiken oder Zielkonflikte hinweist, wird

nicht selten als rückwärtsgewandt, kalt, unsolidarisch oder gefährlich markiert.

So entsteht eine politische Kultur, in der Kritik nicht mehr als notwendige Rückmeldung

verstanden wird, sondern als Angriff auf die eigene moralische Selbstbeschreibung.

Das ist für einen Staat gefährlich. Ein Gemeinwesen kann nur dann stabil bleiben, wenn es

Fehler früh erkennt und korrigiert. Wer Kritik moralisch abwehrt, zerstört genau diese

Korrekturfähigkeit.

Die demokratietheoretische Debatte kennt diesen Mechanismus. Die Bundeszentrale für

politische Bildung unterscheidet ausdrücklich zwischen Moral als notwendiger Grundlage

demokratischer Ordnung und Moralisierung als selbstgerechter Stilisierung der eigenen



moralischen Position zur Herabsetzung anderer Positionen. Genau darin liegt die Gefahr,

wenn Moral nicht mehr Orientierung, sondern Abwehrinstrument gegen Sachkritik wird. [1], 

[2]

2. Haltung statt Strategie

Besonders sichtbar wird dieser Stil in der Außen- und Sicherheitspolitik. Diplomatie lebt von

Präzision, kontrollierter Sprache, offen gehaltenen Gesprächskanälen und strategischer

Mehrdeutigkeit dort, wo sie notwendig ist. Wer Diplomatie durch öffentliche Haltungsrhetorik

ersetzt, schwächt die Fähigkeit zur Deeskalation.

Ein Staat darf moralische Maßstäbe haben. Er darf Völkerrecht, Menschenrechte und

territoriale Integrität verteidigen. Aber er darf den Unterschied zwischen moralischer Position

und strategischer Staatskunst nicht verlieren.

Der außenpolitische Schaden entsteht dort, wo Sprache primär für das eigene Publikum

produziert wird. Dann wird Diplomatie zur Bühne. Gegner werden öffentlich belehrt,

Gesprächskanäle verengen sich, und am Ende wird die eigene moralische Klarheit wichtiger

als die Frage, ob ein Konflikt tatsächlich entschärft werden kann.

Das ist keine Stärke. Das ist strategische Selbstbindung.

Dass Diplomatie als Kern außenpolitischen Handelns gilt und zugleich konkrete politische

Sprachhandlungen diplomatisch umstritten sein können, ist auch in deutschsprachigen

Quellen dokumentiert. Genau daran zeigt sich: Außenpolitik darf nicht zum moralischen

Auftritt verengt werden. [3], [4]

3. Soziale Sanktionierung statt Sachargument

Der neue Machtstil arbeitet nicht zwingend mit offener Härte. Seine Macht liegt oft in

indirekten Formen der Sanktionierung.

Nicht: Dein Argument ist falsch, weil ... Sondern: Warum sagst du das? Aus welchem Milieu

kommst du? Wem nützt diese Aussage? Welche Haltung steckt dahinter?



Damit wird die Sachebene verlassen. Der Kritiker selbst wird zum Gegenstand der

Bewertung. Sein Motiv wird verdächtigt, sein Ruf wird markiert, seine Zugehörigkeit wird

infrage gestellt.

Dieser Mechanismus ist nicht auf die Politik beschränkt. Er findet sich in Medien,

Institutionen, Verbänden, Verwaltungen und privaten Konflikten. Entscheidend ist nicht, ob

die Sanktion laut oder leise erfolgt. Entscheidend ist, dass sie die argumentative Prüfung

ersetzt.

Die deutschsprachige sozialpsychologische und entwicklungspsychologische Literatur kennt

hierfür angrenzende Begriffe wie relationale, indirekte oder soziale Aggression, also Formen

der Schädigung über Beziehung, Ausschluss, Ruf und Status. Diese Arbeiten betreffen nicht

unmittelbar erwachsene Politik; sie helfen aber, den Mechanismus zu benennen: Macht

kann auch indirekt über Beziehung, Ruf und soziale Zugehörigkeit ausgeübt werden. [5], [6]

Genau dieser Mechanismus ist politisch relevant: Wenn die Reputation des Kritikers

wichtiger wird als die Prüfung seiner Warnung, verliert der Staat seine Fähigkeit zur

Selbstkorrektur.

4. Inszenierung statt Ergebnisverantwortung

Ein weiteres Symptom ist die wachsende Bedeutung politischer Selbstdarstellung.

Kommunikation ist in einer Demokratie notwendig. Regierungshandeln muss erklärt werden.

Aber wenn Kommunikation professioneller wirkt als Umsetzung, entsteht ein gefährliches

Missverhältnis.

Politische Führung wird dann nicht mehr primär an Ergebnissen gemessen, sondern an

Auftritt, Erzählung, Bildsprache, Empörungsmanagement und medialer Anschlussfähigkeit.

Dokumentierte Ausgaben der Bundesregierung für Fotografen, Visagisten, Friseure und

ähnliche Leistungen sind für sich genommen noch kein Beweis für politisches Versagen. Sie

sind aber ein sichtbares Symptom einer Entwicklung, in der öffentliche Darstellung immer

stärker professionalisiert wird. [10]

Das Problem ist also nicht die einzelne Rechnung. Das Problem ist der Eindruck einer

politischen Kultur, die ihre Darstellung sorgfältiger organisiert als ihre Folgenkontrolle.



In einer Lage mit Energiekrise, wirtschaftlicher Schwäche, militärischer Eskalation,

Migrationsdruck, Infrastrukturproblemen und Vertrauensverlust wirkt diese Verschiebung

fatal. Ein Staat braucht in Krisenzeiten weniger Bühne und mehr Rückgrat. Weniger

Bildpflege und mehr Wirklichkeitsprüfung. Weniger moralische Selbstgewissheit und mehr

Ergebnisverantwortung.

5. Loyalitätsmilieus statt Korrekturschleifen

Der rosa Elefant zeigt sich besonders deutlich dort, wo politische Milieus sich gegenseitig

gegen Kritik abschirmen. Kritik von außen wird nicht aufgenommen, sondern abgewehrt.

Fehler werden nicht analysiert, sondern kommunikativ verwaltet. Warnungen werden nicht

geprüft, sondern moralisch markiert.

So entstehen Loyalitätsmilieus.

Ein Loyalitätsmilieu schützt nicht die Wahrheit, sondern die Zugehörigkeit. Es fragt nicht:

Was stimmt? Es fragt: Wer gehört zu uns?

Damit wird die wichtigste Funktion politischer Institutionen beschädigt: die Umwandlung von

Realität in Korrektur. Wirtschaftliche Daten, technische Einwände, diplomatische

Warnungen, militärische Lagebilder und praktische Erfahrungswerte müssen in

Entscheidungen zurückfließen können. Wenn diese Rückflüsse blockiert werden, entsteht

Systemversagen.

Hier liegt der eigentliche Kern der These: Nicht der Fehler zerstört den Staat. Die

Unfähigkeit zur Korrektur zerstört ihn.

6. Das Alltagsmuster: moralischer Zugriff auf fremde
Ressourcen

Dieses Muster beginnt nicht erst in Parlamenten, Ministerien oder internationalen

Organisationen. Es beginnt im Alltag, überall dort, wo die Grenze des anderen nicht mehr

als legitime Grenze anerkannt wird.



Die folgende Darstellung ist anonymisiert, typisiert und sinngemäß verdichtet. Sie beschreibt

keine bestimmte Person und keinen veröffentlichungsfähigen Einzelfall. Es geht

ausschließlich um ein wiederkehrendes Kommunikationsmuster.

In einer typischen Konfliktsituation wird zunächst eine persönliche, familiäre oder

wirtschaftliche Notlage geschildert. Aus dieser Notlage entsteht im Verlauf der

Kommunikation ein zunehmender Erwartungsdruck gegenüber einer anderen Person. Diese

andere Person soll nicht nur Verständnis zeigen oder freiwillig helfen, sondern faktisch

eigene Ressourcen, eigenes Eigentum, eigene Arbeitskraft oder eigene

Entscheidungsfreiheit zugunsten einer fremden Problemlage einsetzen.

Zieht diese Person eine Grenze, verschiebt sich die Kommunikation. Nicht mehr die

sachliche Frage steht im Vordergrund, wer zuständig ist, wer welches Risiko trägt und wo

die Eigentums- oder Verantwortungsgrenze verläuft. Stattdessen wird das Nein moralisch

bewertet. Die Grenze des anderen erscheint dann nicht mehr als legitime Entscheidung,

sondern als angeblicher Mangel an Hilfsbereitschaft, Verantwortungsgefühl oder

Menschlichkeit.

Genau darin liegt das Muster.

Aus einer Notlage wird ein Anspruch konstruiert. Aus freiwilliger Hilfe wird moralische Pflicht.

Aus einem Nein wird angebliches Versagen. Aus fremdem Eigentum wird ein verfügbarer

Rettungsanker.

Das ist keine sachliche Konfliktlösung, sondern moralischer Erwartungsdruck. Wer helfen

möchte, darf helfen. Wer nicht helfen kann oder nicht helfen will, muss seine Grenze aber

nicht so lange rechtfertigen, bis sie verschwindet. Eigentum, Arbeitskraft, Zeit, Geld und

Lebensplanung eines anderen Menschen bleiben dessen eigene Verantwortungssphäre.

Die entscheidende Grenze lautet: Hilfe ist wertvoll, solange sie freiwillig bleibt. Sie wird

problematisch, wenn sie durch Schuld, Druck oder moralische Abwertung erzwungen

werden soll.

Solche Mechanismen müssen benannt werden. Nicht um einzelne Personen öffentlich

anzugreifen, sondern um ein Muster sichtbar zu machen, das im Privaten beginnt und im

Politischen wiederkehrt: Der eigene moralische Zweck wird so stark überhöht, dass die

Grenze des anderen nicht mehr respektiert wird.



7. Der Zusammenhang mit Repräsentationspolitik

Der Anteil von Frauen in politischen Entscheidungs- und Führungspositionen ist heute ein

dauerhaft beobachteter politischer und verwaltungsbezogener Indikator. Das Statistische

Bundesamt dokumentiert unter anderem Frauenanteile in Parlamenten sowie in

Führungspositionen oberster Bundesbehörden. Diese Zahlen belegen nicht die Ursache

politischer Fehlentwicklungen, sie zeigen aber, dass Repräsentation und Machtverteilung

inzwischen selbst zu einem zentralen politischen Maßstab geworden sind. [8], [9]

Daraus folgt nicht automatisch, dass Frauen politische Fehlentwicklungen verursachen. Eine

solche Schlussfolgerung wäre wissenschaftlich zu grob und rechtlich wie publizistisch

angreifbar.

Die berechtigte Frage ist eine andere: Hat die politische Überhöhung von Repräsentation,

Parität, Symbolwert und moralischer Anschlussfähigkeit dazu beigetragen, dass Kompetenz,

Erfahrung, strategische Nüchternheit und fachliche Korrekturfähigkeit an Gewicht verloren

haben?

Diese Frage muss erlaubt sein.

Denn wenn Ämter zunehmend nach öffentlichem Signalwert bewertet werden, verschiebt

sich der Maßstab politischer Qualität. Dann zählt nicht mehr zuerst, ob jemand eine Krise

sachlich bewältigt, sondern ob die Besetzung ein gewünschtes Bild erzeugt.

Repräsentation kann legitim sein. Aber sie darf Kompetenz nicht ersetzen. Parität kann

politisches Ziel sein. Aber sie darf nicht als Nachweis guter Politik missverstanden werden.

Diversität kann Perspektiven erweitern. Aber sie darf nicht zum moralischen Schutzschild

gegen Kritik werden.

Das sogenannte Bienenkönigin- oder Queen-Bee-Phänomen zeigt zudem, dass weibliche

Führung nicht automatisch solidarischer, kooperativer oder weniger machtorientiert ist.

Zugleich ist sauber festzuhalten: Dieses Phänomen darf nicht als einfache

Wesenseigenschaft von Frauen gelesen werden, sondern als organisations- und

machtsoziologisch erklärbares Verhalten in bestimmten Führungskontexten. Genau deshalb

ist die politische Schlussfolgerung nicht: Frauen sind das Problem. Die Schlussfolgerung

lautet: Das Versprechen automatisch besserer Politik durch Identitätsmerkmale ist

unbewiesen und gefährlich naiv. [7]



8. Fazit

Der rosa Elefant im Staatsgefüge ist die Herrschaft eines Stils, der moralisch spricht, aber

strategisch oft blind bleibt.

Ein Stil, der Fürsorge behauptet, aber harte Folgen verdrängt.

Ein Stil, der Vielfalt fordert, aber abweichende Stimmen ausgrenzt.

Ein Stil, der Kommunikation perfektioniert, aber Umsetzung vernachlässigt.

Ein Stil, der Kritik nicht als Rückmeldung verarbeitet, sondern als Angriff markiert.

Ein Stil, der die Grenze des anderen nicht mehr achtet, wenn der eigene moralische

Zweck groß genug erscheint.

Dieser Stil ist gefährlich, weil er die sachlichen Grundlagen des Staates angreift. Er

verhindert Korrektur. Er schwächt Verantwortung. Er zerstört Vertrauen. Und er macht

politische Systeme blind gegenüber der Wirklichkeit.

Die Warnung lautet daher: Nicht moralischer Anspruch ist der Beweis guter Politik. Nicht

Repräsentation ist der Beweis guter Politik. Nicht mediale Präsenz ist der Beweis guter

Politik.

Gute Politik zeigt sich an Stabilität, Sicherheit, Wohlstand, Verantwortlichkeit,

Korrekturfähigkeit und der Bereitschaft, auch unangenehme Wahrheiten auszuhalten.

Wo diese Maßstäbe verloren gehen, entsteht Systemversagen.

Und genau darüber muss gesprochen werden.

Quellenhinweis

Die genannten Quellen dienen nicht dazu, eine einfache monokausale Erklärung politischer

Fehlentwicklungen zu behaupten. Sie belegen einzelne Bausteine der Analyse:

Moralisierung politischer Konflikte, indirekte soziale Sanktionierung, Repräsentationspolitik,

Inszenierung politischer Führung und den Verlust sachlicher Korrekturschleifen.



Die politische These dieses Aufsatzes besteht in der Zusammenschau dieser

Entwicklungen. Sie ist als wertende politische Analyse zu lesen, nicht als

naturwissenschaftlicher Kausalnachweis.

Quellenverzeichnis

[1] Bundeszentrale für politische Bildung, Wolfgang Merkel (2021): Neue Krisen. In: Aus Politik und

Zeitgeschichte, Zustand der Demokratie. Abschnitt „Moralisierung“. https://www.bpb.de/shop/

zeitschriften/apuz/zustand-der-demokratie-2021/335433/neue-krisen/

[2] Bundeszentrale für politische Bildung, Alexander Bogner (2022): (Pseudo-)Wissenschaft und

Demokratie im Krisenzeitalter. In: Aus Politik und Zeitgeschichte, Wissenschaft, Öffentlichkeit,

Demokratie. https://www.bpb.de/shop/zeitschriften/apuz/wissenschaft-oeffentlichkeit-

demokratie-2022/509588/pseudo-wissenschaft-und-demokratie-im-krisenzeitalter/

[3] Bundeszentrale für politische Bildung, Harald Müller (2016): Diplomatie als Instrument deutscher

Außenpolitik. In: Aus Politik und Zeitgeschichte, Deutsche Außenpolitik. https://www.bpb.de/shop/

zeitschriften/apuz/230577/diplomatie-als-instrument-deutscher-aussenpolitik/

[4] Deutscher Bundestag (2023): Union thematisiert Baerbock-Rede im Europarat. Heute im

Bundestag, hib/AHE, 21.03.2023. https://www.bundestag.de/presse/hib/kurzmeldungen-939132

[5] Gasser, Luciano; Malti, Tina (2011): Relationale und physische Aggression in der mittleren Kindheit:

Zusammenhänge mit moralischem Wissen und moralischen Gefühlen. Zeitschrift für

Entwicklungspsychologie und Pädagogische Psychologie, 43(1), 29–38. DOI: 10.1026/0049-8637/

a000030. https://www.zora.uzh.ch/entities/publication/a4489f5c-917d-4505-b140-c61837dee519

[6] Ackermann, Katharina; Büttner, Gerhard; Bernhard, Anka; Martinelli, Anne; Freitag, Christine M.;

Schwenck, Christina (2018): Freundschaftsqualitäten und unterschiedliche Formen aggressiven

Verhaltens bei Jungen und Mädchen im späten Kindes- und Jugendalter. Kindheit und Entwicklung,

27(2), 81–90. DOI: 10.1026/0942-5403/a000248. https://www.fachportal-paedagogik.de/literatur/

vollanzeige.html?FId=3321981

[7] Springer Professional, Christine Kurmeyer: Das „Bienenkönigin-Syndrom“. Deutschsprachige

Darstellung zum Queen-Bee-Phänomen in Führungs- und Organisationskontexten. https://

www.springerprofessional.de/das-bienenkoenigin-syndrom/15798450

https://www.bpb.de/shop/zeitschriften/apuz/zustand-der-demokratie-2021/335433/neue-krisen/
https://www.bpb.de/shop/zeitschriften/apuz/zustand-der-demokratie-2021/335433/neue-krisen/
https://www.bpb.de/shop/zeitschriften/apuz/wissenschaft-oeffentlichkeit-demokratie-2022/509588/pseudo-wissenschaft-und-demokratie-im-krisenzeitalter/
https://www.bpb.de/shop/zeitschriften/apuz/wissenschaft-oeffentlichkeit-demokratie-2022/509588/pseudo-wissenschaft-und-demokratie-im-krisenzeitalter/
https://www.bpb.de/shop/zeitschriften/apuz/230577/diplomatie-als-instrument-deutscher-aussenpolitik/
https://www.bpb.de/shop/zeitschriften/apuz/230577/diplomatie-als-instrument-deutscher-aussenpolitik/
https://www.bundestag.de/presse/hib/kurzmeldungen-939132
https://www.zora.uzh.ch/entities/publication/a4489f5c-917d-4505-b140-c61837dee519
https://www.fachportal-paedagogik.de/literatur/vollanzeige.html?FId=3321981
https://www.fachportal-paedagogik.de/literatur/vollanzeige.html?FId=3321981
https://www.springerprofessional.de/das-bienenkoenigin-syndrom/15798450
https://www.springerprofessional.de/das-bienenkoenigin-syndrom/15798450


[8] Statistisches Bundesamt (2025): Frauen in Parlamenten in Deutschland nach wie vor

unterrepräsentiert. Pressemitteilung Nr. N010 vom 5. März 2025. https://www.destatis.de/DE/Presse/

Pressemitteilungen/2025/03/PD25_N010_13.html

[9] Statistisches Bundesamt (2026): Gleichstellungsindex 2025. Gleichstellung von Frauen und

Männern in den obersten Bundesbehörden. https://www.destatis.de/DE/Themen/Staat/Oeffentlicher-

Dienst/Publikationen/Downloads-Oeffentlicher-Dienst/

gleichstellungsindex-5799901257004-4_20252061.pdf

[10] Deutscher Bundestag (2025/2026): Regierungsausgaben für Fotografen, Visagisten und Friseure.

Heute im Bundestag, hib-Kurzmeldungen und zugehörige Bundestagsdrucksachen. https://

www.bundestag.de/presse/hib/kurzmeldungen-1106286 und https://www.bundestag.de/presse/hib/

kurzmeldungen-1157860

Autor: Dieter Rieger

Stand: Mai 2026

Private politische Analyse

Veröffentlicht auf https://afd-rpk.de/, einer privaten politischen Initiative von Dieter Rieger.

Nicht im Auftrag und nicht als offizielles Organ des AfD-Kreisverbands Rhein-Pfalz-Kreis.

https://www.destatis.de/DE/Presse/Pressemitteilungen/2025/03/PD25_N010_13.html
https://www.destatis.de/DE/Presse/Pressemitteilungen/2025/03/PD25_N010_13.html
https://www.destatis.de/DE/Themen/Staat/Oeffentlicher-Dienst/Publikationen/Downloads-Oeffentlicher-Dienst/gleichstellungsindex-5799901257004-4_20252061.pdf
https://www.destatis.de/DE/Themen/Staat/Oeffentlicher-Dienst/Publikationen/Downloads-Oeffentlicher-Dienst/gleichstellungsindex-5799901257004-4_20252061.pdf
https://www.destatis.de/DE/Themen/Staat/Oeffentlicher-Dienst/Publikationen/Downloads-Oeffentlicher-Dienst/gleichstellungsindex-5799901257004-4_20252061.pdf
https://www.bundestag.de/presse/hib/kurzmeldungen-1106286
https://www.bundestag.de/presse/hib/kurzmeldungen-1106286
https://www.bundestag.de/presse/hib/kurzmeldungen-1157860
https://www.bundestag.de/presse/hib/kurzmeldungen-1157860

	Der rosa Elefant im Staatsgefüge
	These und Warnung
	1. Moralisierung statt Abwägung
	2. Haltung statt Strategie
	3. Soziale Sanktionierung statt Sachargument
	4. Inszenierung statt Ergebnisverantwortung
	5. Loyalitätsmilieus statt Korrekturschleifen
	6. Das Alltagsmuster: moralischer Zugriff auf fremde Ressourcen
	7. Der Zusammenhang mit Repräsentationspolitik
	8. Fazit
	Quellenhinweis
	Quellenverzeichnis


